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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Post und Telekommunikation (17. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/10725 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des internationalen Systems und der Organisation für 
kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" und zu dem 
Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen 
in dieses Abkommen 

A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Artikel 12 Abs. 3 des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der 
Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - vom 31. August 1990 
in die Rechte und Pflichten der Deutschen Demokratischen Repu-
blik als Vertragspartei des Abkommens vom 15. November 1971 
über die Schaffung des internationalen Systems und der Organi-
sation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" 

eingetreten. 

Auf der XXV. „INTERSPUTNIK"-Ratstagung am 30. November 
1996 in Moskau wurde ein Protokoll über die Einbringung von 
Korrekturen in das Abkommen über die Schaffung des internatio-
nalen Systems und der Organisation für kosmische Fernmeldever-
bindungen „INTERSPUTNIK" (Änderungsprotokoll) beschlossen. 

Das vorbezeichnete Abkommen sowie das Änderungsprotokoll sol-
len für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft gesetzt werden. 

B. Lösung 

Dem Abkommen vom 15. November 1971 über die Schaffung des 
internationalen Systems und der Organisation für kosmische 
Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" sowie dem Protokoll 
vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen in 
das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems 
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und der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen 
„INTERSPUTNIK" wird durch Vertragsgesetz zugestimmt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

E. Sonstige  Kosten 

Sonstige Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/10725 anzunehmen. 

Bonn, den 23. Juni 1998 

Der Ausschuß für Post und Telekommunikation 

Klaus Barthel 

Vorsitzender 

Dr. Michael Meister 

Berichterstatter 

Hans Martin Bury 

Berichterstatter 

Bericht der Abgeordneten Dr. Michael Meister und Hans Martin Bury 

I. Verfahrensablauf 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/10725 in seiner 238. Sitzung am 
28. Mai 1998 ohne Aussprache beraten und zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Post und 
Telekommunikation sowie zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
87. Sitzung am 17. Juni 1998 beraten und einstimmig 
empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Post und Telekommunikation hat 
die Vorlage in seiner 50. Sitzung am 23. Juni 1998 be-
raten. 

Er hat einstimmig beschlossen, dem Deutschen Bun-
destag zu empfehlen, den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 13/10 725 anzunehmen. 

II. Inhalt der Vorlage 

Grundlage der internationalen Fernmeldeorgani-
sation „INTERSPUTNIK" ist das Abkommen vom 
15. November 1971 über die Schaffung des interna-
tionalen Systems und der Organisation für kosmische 
Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" . In Arti-
kel 1 dieses Abkommens wurde vereinbart, ein inter-
nationales Fernmeldesystem über künstliche Erd-
satelliten zu schaffen und zur Gewährleistung der 
Zusammenarbeit und Koordinierung der Anstren-
gungen bei der Projektierung, Schaffung, Nutzung 
und Entwicklung des Fernmeldesystems die interna-
tionale Organisation „INTERSPUTNIK" zu gründen. 
Zu den Gründungsmitgliedern von „INTERSPUT

-

NIK" zählten seinerzeit Bulgarien, die Deutsche De-
mokratische Republik, Kuba, die Mongolei, Polen, 
Rumänien, die Sowjetunion, die Tschechoslowakei 
und Ungarn. Derzeit gehören dieser Organisation 
22 Mitgliedstaaten an. 

Die Bundesregierung hat in einer Note vom 3. Okto-
ber 1990 an den Vorsitzenden des Rates der inter-
nationalen Organisation für kosmische Fernmelde-
verbindungen „INTERSPUTNIK" mitgeteilt, sie be-
absichtige, in die bisherige Mitgliedschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik einzutreten und 
die aus dem Regierungsabkommen vom 15. Novem-
ber 1971 resultierenden Verpflichtungen zu über-
nehmen. Das gemäß Artikel 12 Abs. 3 des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik über die Herstel-
lung der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - 
vom 31. August 1990 erforderliche Einvernehmen mit 
den jeweiligen Vertragspartnern wurde anläßlich der 
XIX. Tagung des Rates von „INTERSPUTNIK" am 
15. Oktober 1990 in Prag hergestellt. 

Das Abkommen über die Schaffung des internationa-
len Systems und der Organisation für kosmische 
Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" ist dem 
Gesetzentwurf auf Drucksache 13/10 725 beigefügt. 
Auf die Einzelheiten des Abkommens wird verwie-
sen. 

Im Rahmen der XXV. Tagung des Rates von „INTER

-

SPUTNIK" am 30. November 1996 wurden weitrei-
chende Änderungen des vorbezeichneten Abkom-
mens beschlossen; sie beziehen sich im wesentlichen 
auf eine Anpassung der Organisationsstruktur von 
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„INTERSPUTNIK" an die Herausforderungen der in-
ternationalen Telekommunikationsmärkte, insbeson-
dere an die Organisationsstrukturen anderer inter-
nationaler Satellitenorganisationen. Der nach 1990 
in den meisten Mitgliedstaaten zu beobachtenden 
Trennung zwischen Regulierung und Bet rieb von 
Telekommunikationsnetzen wurde dadurch Rech-
nung getragen, daß die entsprechenden betriebswirt-
schaftlichen, technischen und operativen Aufgaben 
aus dem Abkommen vom 15. November 1971 heraus-
gelöst und in ein Betriebsabkommen eingebracht 
wurden; Unterzeichner dieses Abkommens sind die 
von den Mitgliedstaaten benannten Betreibergesell-
schaften. Das Änderungsprotokoll wurde von 18 der 
22 Mitgliedstaaten unterzeichnet, darunter der Bun-
desrepublik Deutschland. Es ist dem Gesetzentwurf 
auf Drucksache 13/10 725 beigefügt. Auf die do rt  auf-
geführten Einzelkorrekturen wird verwiesen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf besteht aus insge-
samt vier Artikeln. Der erste Artikel legt fest, daß 
dem Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in das 
Abkommen vom 15. November 1971 über die Schaf-
fung des internationalen Systems und der Organisa-
tion für kosmische Fernmeldeverbindungen ,, INTER

-

SPUTNIK" sowie dem Protokoll vom 30. November 
1996 über die Einbringung von Korrekturen in dieses 
Abkommen zugestimmt wird. Der zweite Artikel er-
mächtigt das Bundesministerium für Wirtschaft, das 
Abkommen in der durch das Protokoll geänderten 
Fassung als Neufassung bekanntzumachen. Der 
dritte Artikel ermächtigt das Bundesministerium für 
Wirtschaft, die Modalitäten für die Benennung von 
Unterzeichnern des Betriebsabkommens sowie für 
die hierfür zu entrichtende Gebühr durch Rechtsver-
ordnung zu regeln. Der vierte Artikel bestimmt, 
wann das Gesetz in Kraft tritt. 

Bonn, den 23. Juni 1998 

Dr. Michael Meister 

Berichterstatter 

Hans Martin Bury 

Berichterstatter 


